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22. nimmt außerdem mit Anerkennung Kenntnis von dem Erfolg des Mikrofinanzierungsprogramms
des Hilfswerks und fordert das Hilfswerk auf, in enger Zusammenarbeit mit den zuständigen Organisationen
auch künftig zur Schaffung wirtschaftlicher und sozialer Stabilität für die Palästinaflüchtlinge in allen Ein-
satzgebieten beizutragen; 

23. wiederholt ihre Appelle an alle Staaten, die Sonderorganisationen und nichtstaatlichen Organisa-
tionen, zusätzlich zu ihren Beiträgen zum ordentlichen Haushalt des Hilfswerks weiterhin und verstärkt Son-
dermittel für Zuschüsse und Stipendien für die Hochschulbildung von Palästinaflüchtlingen zu veranschla-
gen und zur Schaffung von Berufsausbildungszentren für Palästinaflüchtlinge beizutragen, und ersucht das
Hilfswerk, als Empfänger und Treuhänder der für Zuschüsse und Stipendien veranschlagten Sondermittel zu
fungieren; 

24. fordert alle Staaten, die Sonderorganisationen und die nichtstaatlichen Organisationen nach-
drücklich auf, ihre Beiträge für das Hilfswerk dringend zu erhöhen, um so die anhaltenden, zunehmenden
und gravierenden finanziellen Schwierigkeiten und die Unterfinanzierung anzugehen, insbesondere in Be-
zug auf das Defizit im ordentlichen Haushalt des Hilfswerks und in Anbetracht der Verschärfung der finan-
ziellen Engpässe durch die aktuelle humanitäre Lage und die Instabilität vor Ort, die zu einem Anstieg der
Ausgaben, insbesondere für Nothilfedienste, geführt haben, und die wertvolle und notwendige Arbeit zu
unterstützen, die das Hilfswerk leistet, um den Paläs
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67/117. Grundbesitz von Palästinaflüchtlingen und daraus erwachsendes Einkommen

Die Generalversammlung,

unter Hinweis auf ihre Resolutionen 194 (III) vom 11. Dezember 1948 und 36/146 C vom 16. Dezem-
ber 1981 und alle ihre späteren Resolutionen zu dieser Frage,

Kenntnis nehmend von dem nach ihrer Resolution 66/75 vom 9. Dezember 2011 vorgelegten Bericht
des Generalsekretärs55 sowie von dem Bericht der Vergleichskommission der Vereinten Nationen für Palästi-
na für den Zeitraum vom 1. September 2011 bis 31. August 201256,

unter Hinweis darauf, dass in der Allgemeinen Erklärung der Menschenrechte57 und in den Grundsätzen
des Völkerrechts die Grundregel bestätigt wird, dass niemand willkürlich seines Eigentums beraubt werden
darf,

insbesondere unter Hinweis auf ihre Resolution 394 (V) vom 14. Dezember 1950, in der sie die Ver-
gleichskommission anwies, in Absprache mit den beteiligten Parteien Maßnahmen zum Schutz der Rechte,
des Grundbesitzes und der Interessen der Palästinaflüchtlinge vorzuschreiben,

feststellend, dass das Programm zur Erfassung und Schätzung arabischen Grundbesitzes laut dem zwei-
undzwanzigsten Fortschrittsbericht der Vergleichskommission58 abgeschlossen ist und dass das Katasteramt
über ein Verzeichnis der arabischen Grundeigentümer und über Unterlagen über die Lage, die Größe und an-
dere Merkmale der arabischen Grundstücke verfügt,

mit dem Ausdruck ihres Dankes für die Erhaltung und Modernisierung der vorhandenen Aufzeichnun-
gen der Vergleichskommission, einschließlich der Katasteraufzeichnungen, und betonend, wie wichtig diese
Aufzeichnungen für eine gerechte Lösung des Schicksals der Palästinaflüchtlinge im Einklang mit Resolu-
tion 194 (III) sind,

unter Hinweis darauf, dass die Palästinensische Befreiungsorganisation und die Regierung Israels im
Rahmen des Nahost-Friedensprozesses in der Prinzipienklärung über vorübergehende Selbstverwaltung vom
13. September 199359 übereingekommen sind, Verhandlungen über Fragen des endgültigen Status aufzuneh-
men, namentlich über die wichtige Flüchtlingsfrage,

1. erklärt erneut, dass die Palästinaflüchtlinge nach den Grundsätzen von Billigkeit und Gerechtig-
keit Anspruch auf ihren Grundbesitz und das daraus erwachsende Einkommen haben;

2. ersucht den Generalsekretär, im Benehmen mit der Vergleichskommission der Vereinten Natio-
nen für Palästina alle geeigneten Maßnahmen zum Schutz arabischen Grundbesitzes sowie arabischer Ver-
mögenswerte und Grundstücksrechte in Israel zu ergreifen;

3. fordert Israel abermals auf, dem Generalsekretär zur Durchführung dieser Resolution alle Einrich-
tungen und Hilfen zur Verfügung zu stellen;

4. fordert alle in Betracht kommenden Parteien auf




